
Wirtschaft aktivWirtschaft aktiv
RING FREIHEITLICHER WIRTSCHAFTSTREIBENDER

RFW-BO Amann: Kammer muß
Kosten übernehmen Seite 3

RFW-Bezirksobmann Christoph Hötzl::
Grazer Innenstadt in der Krise Seite 14

Nr. 2/2009

P.
b.

b.
, E

rs
ch

ei
nu

ng
so

rt
, V

er
la

gs
po

st
am

t 8
02

0 
G

ra
z,

 z
us

ät
zl

. A
uf

ga
be

po
st

am
t 3

11
2 

S
t. 

P
öl

te
n,

  
Z

ul
.N

r.:
 G

Z
 0

2Z
03

15
15

 M
  

D
V

R
-N

r.:
 0

41
11

91

RFW-Landesobmann

Dr. Erich Schoklitsch
Österreichs Wirtschaft 

braucht einen Kurswechsel
Seite 5
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Wirtschaft

Die im Arbeitsmarktpaket II ver-
ankerte Förderung für Unterneh-
men, die ihren ersten Mitarbeiter
anstellen und für diesen ein Jahr
lang keine Lohnnebenkosten lei-
sten müssen, hat einen Haken, der
diese Unterstützung zu einem wir-
kungslosen Werbegag macht, der
wenigstens nicht viel kostet. Denn
die Förderung gibt es nur für Bis-
30-Jährige. Ältere Arbeitssuchende
und EPU, die ja erfahrene Mitar-
beiter benötigen, bleiben auf diese
Weise  auf der Strecke.

Als er die Punkte des Arbeits-
marktpaket II erstmals las, begann
sich Dr. Erich Schoklitsch, Landes-
obmann des Ringes Freiheitlicher
Wirtschaftstreibender (RFW),
schon zu freuen. Enthält dieses
doch eine Förderung, die der RFW
schon am 20. November des Vor-
jahres beim Wirtschaftskammer-
Parlament beantragt hat: Wenn ein
Unternehmen seinen ersten Mitar-
beiter beschäftigt, werden dem Be-
trieb für das erste Jahr die Lohnne-
benkosten erlassen. Beim genauen
Hinsehen wich Schoklitschs Freu-
de jedoch der Fassungslosigkeit. 

In die Förderung, für die sich der
„schwarze“ Wirtschaftskammer-
Präsident Christoph Leitl nun
selbst feiert, wurde nämlich ein
Haken eingebaut, der sie so gut wie
unbrauchbar macht. Die Unter-
stützung gibt es nur, wenn der Ar-
beitnehmer unter 30 Jahre alt ist.

Damit ist der ursprüngliche
Hintergedanke der Idee ad absur-
dum geführt, schüttelt Schoklitsch
verständnislos den Kopf.

Er deckt die nun in Kraft getretene
Version der Unterstützung als billi-
gen, weil wirkungslosen Werbegag
Leitls auf:

� In der Zeit der Wirtschafts-
krise hat Österreich ein Heer 
von Arbeitssuchenden, die 
älter als 30 Jahre sind. Diesen 
hilft die Förderung überhaupt 
nicht.

� Gerade für Einzelunternehmer 
ist es wegen der hohen Lohn-
nebenkosten ein Kraftakt, den
ersten Mitarbeiter aufzuneh-
men. Wenn dieser dann auch
noch jung ist und erst in die 
Arbeit eingeschult werden 
muss, ist das ein kaum 
überwindbares Hindernis, weil 
die notwendigen Ressourcen 
dafür nicht vorhanden sind.

� Junge Einzelunternehmer 
profitieren von der Erfahrung 
eines älteren Arbeitnehmers 
enorm. Durch die Weitergabe 
von Know-How können viele 

Kleinstunternehmen über-
haupt erst wachsen. 
Diesen Wissenstransport 
unterbindet die Leitl’sche 
Version der Förderung 
aber völlig.

Somit ist klar, dass Leitl wieder
einmal großspurig eine Maßnahme
verkündet hat, die möglichst wenig
in Anspruch genommen werden
kann, damit sie ja nicht zu viel
Geld kostet, so Schoklitsch: „Dem
Steuerzahler gegenüber treibt er
damit jedoch aber ein falsches
Spiel! So ist das keine Förderung,
sondern ein Werbegag.“
Um den Unternehmern und den
Steuerzahlern wieder in die Augen
schauen zu können bliebe Leitl
nichts anderes übrig, als die Förde-
rung so zu gestalten, wie sie der
RFW gefordert habe: nämlich ohne
Altersbeschränkung.

RFW-Landesobmann Dr. Schoklitsch fordert: 
Bei der Befreiung von den Lohnnebenkosten für den ersten Mitarbeiter:

Altersbeschränkung abschaffen!
Wirtschaftskammer-Präsident feiert sich für Förderung, die völlig am Bedarf vorbeigeht
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RFW-Landesobmann Dr. Erich Schoklitsch:
Österreichs Wirtschaft braucht einen Kurswechsel

Weil die anderen nichts tun:

RFW kennt den Weg 
aus der Krise
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Wirtschaft

Die Regierung negiert die Vor-
schläge des Ring Freiheitlicher
Wirtschaftstreibender für Maßnah-
men, die die heimische Wirtschaft
aus der Krise führt, bewusst. Denn
sie decken auf, dass Rot und
Schwarz wirtschaftspolitisch unfä-
hig sind.

Noch immer sind die heimischen
Wirtschaftstreibenden in die Fol-
gen der Wirtschaftskrise verstrickt
und kämpfen tagtäglich ums Über-
leben. Trotzdem unternimmt die
Kuschelregierung nichts für einen
effektiven Aufschwung. Ihre An-
kündigungen von Konjunkturpake-
ten und Verwaltungsreform haben
sich als leere Versprechen erwiesen.
„Die Lösungsvorschläge des RFW
sind Faymann, Pröll, Leitl & Co
dabei bloß hinderlich – denn die
Ideen decken durch ihre Effekti-
vität die Unfähigkeit der Regie-
rung auf“, sagt Dr. Erich Scho-
klitsch, steirischer Landesobmann
des Ring Freiheitlicher Wirt-
schaftstreibender (RFW).

Dabei geben – freilich nur hinter
vorgehaltener Hand und stets mit
der Betonung darauf, dass „das
jetzt nur ganz unter uns“ bespro-
chen werde – sogar „schwarze“
Funktionäre und Wirtschaftstrei-
bende zu, dass die Umsetzung der
Vorschläge, mit denen sich Scho-
klitsch in den vergangenen Mona-
ten zu Wort gemeldet hat, durchaus
große Vorteile brächten:
Effizientere Konjunkturpakete vor
allem für die KMU: Sie stellen 99
Prozent der österreichischen
Unternehmen dar, sichern 1,85
Millionen Arbeitsplätze, haben
sich als stabiler Faktor im krisen-
geschüttelten  Österreich erwiesen
und sind damit das Rückgrat der
heimischen Wirtschaft – die Klein-
und Mittelunternehmen (KMU).

Doch das Rückgrat ist nun dabei zu
brechen, wie eine Umfrage der Cre-
ditreform Witschaftsauskunftei
zeigt. „Statt wirksame Strategien
zu entwickeln und umzusetzen,
versucht die Regierung, die Krise
wegzulächeln“, kritisiert Scho-
klitsch.

Absetzung von Basel II: „Basel II“
erlaubt es den Banken, in wirt-
schaftlich schlechten Jahren höhe-
re Risiko- und Sicherheitszuschlä-
ge einzufordern. Damit verhindern
die Banken jedoch, dass das von
der Gemeinschaft der  Österreicher
per Konjunkturpakete bereit ge-
stellte (Steuer-)Geld auch tatsäch-
lich für das Ankurbeln der Wirt-
schaft verwendet wird. Was die
Geldinstitute mit den von ihnen ge-
horteten Summen tatsächlich ma-
chen, könne man nur mutmaßen, so
Schoklitsch. Er fordert daher,
schon kurzfristig die Basel-II-
Richtlinien für EPU- und KPU-
Kredite bis zu einer Höhe von einer
Million Euro auszusetzen. Mittel-
fristig muss „Basel II“ zur Gänze
abgesetzt werden, um die heimi-
schen Wirtschaftstreibenden rasch
mit günstigem Geld versorgen zu
können.

Abschaffung von Bagatellsteuern:
Nur dort wo der Staat eine anre-
chenbare und äquivalente Leistung
erbringt, sollen Gebühren und
Steuern eingehoben werden! Aus
dieser Überlegung heraus sind so
genannte Bagatellsteuern ersatzlos
zu streichen. Bei der Abschaffung
würde sich alleine bei der Boden-
wertabgabe (Gemeinden) rund fünf
Millionen Euro Bruttoentlastung
ergeben. Weitere Beispiele: Kredit-
gebühren: 150 bis 160 Millionen
Euro, Bestandsgebühren (Miet- u.
Versicherungsvertrag): rund 70
Millionen Euro, Gesellschaftssteu-

er: 50 Millionen Euro, Schaum-
weinsteuer: 22 Millionen Euro,
Feuerschutzsteuer (Bundesländer):
50 Millionen Euro, Werbesteuer
(Gemeinden und Bundesländer): 90
Millionen Euro. In Summe alleine
bei diesen Bagatellsteuern: rund
450 Millionen Euro!

Verwaltungsreform zur Entlastung
des Staatshaushaltes: Ein Zurück–
drängen der Bürokratie ist für den
Standort Österreich ein wichtiger
Impuls. Dies zeigt uns auch ein ak-
tueller EU-Bericht. In Österreich
würde eine BIP Steigerung um 1,8
Prozent erzielt werden. In Zahlen:
Das BIP in Österreich würde um
4,6 Milliarden Euro steigen, wenn
der Verwaltungsaufwand um 25%
verringert wird. Die Verwaltungs-
kosten in Österreich sind mit 4,6
Prozent des BIPs zu beziffern. Der
EU-25 Durchschnitt wird mit 3,5
Prozent beziffert – hier liegt Öster-
reich um 31,4 Prozent über dem
Schnitt!. Vorne sind Finnland,
England und Schweden mit jeweils
1,5 Prozent. Daher muss es Ziel
sein, die Verwaltungskosten nicht
nur auf den EU-Schnitt um 25 Pro-
zent zu senken, sondern auf 2,3
Prozent des BIP zu halbieren. Viele
Länder zeigen, dass dies durchaus
möglich ist, fünf EU-Länder sind
schon jetzt laut dieser Studie unter
diesem Wert.

Der steirische Revitalisierungs-
fonds, der wertvolle Impulse zur
Erhaltung alter steirischer Bau-
substanz und natürlich auch einen
wichtigen Beschäftigungseffekt
brachte, wurde offensichtlich mitt-
lerweile von der Landesregierung
ersatzlos gestrichen. Gerade in Zei-
ten der Finanzkrise wäre der Revi-
talisierungsfonds eine der effektiv-
sten Konjunkturförderungen über-
haupt, so Schoklitsch.
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Adabei

Mehr als 100 Besu-
cher fanden sich
beim 1. RFW-Som-
merfest in der Sky-
Bar amSchlossberg
ein.

Bei angeregten
Gesprächen wurde
die aktuelle wirt-
schaftliche Lage di-
skutiert. Im Mittel-
punkt standen na-
türlich die Vorbe-
reitungen für die
W i r t scha f t skam-
mer-Wahl 2010
und die Aussichten
für den RFW. 

LO Dr. Erich Scho-
klitsch sprach ein-
mal mehr die feh-
lenden Mittel aus
den Konjunkturpa-
keten an und be-
richtete über die
prekäre Lage auf
dem Kreditsektor,
wo trotz Milliarden
Zuwendungen an
die Banken nach
wie vor Geld für
die Wirtschaft nur
sehr eingeschränkt
verfügbar ist. Als
Argument der Ban-
ken dient Basel II,
welches mit aller
Macht vom RFW
bekämpft wird. 

Großer Erfolg des 1. RFW-Sommerfestes

Einladung zum Messe-Empfang 
des Ringes Freiheitlicher Wirtschaftstreibender

am Montag, 28. September
um 17:00 Uhr
in der Grazer Stadthalle

u.A.w.g.: 0316-773350Wir fre
uen uns auf Ihr Kommen!
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Politik

www.rfwstmk.at
Der RFW-Steiermark 
im Internet

Seit Jahren leiden die Innenstadt-
kaufleute an der politischen Visions-
losigkeit unseres Bürgermeisters.
Starke Konkurrenz durch Einkaufs-
zentren am Stadtrand und eine kat-
astrophale Parkplatzsituation set-
zen den innerstädtischen Unterneh-
mern seit Jahren zu.
Pünktlich zur Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise schnürte nun die
schwarz-grüne Rathauskoalition ein
neues Belastungspaket. In der Her-
rengasse wurden die Zeiten für La-
detätigkeiten reduziert und auch an-
dernorts in unserer Stadt fallen La-
dezonen zusätzlichen Busspuren
zum Opfer.

„Ich fordere von der ÖVP ein taugli-
ches Konzept zur Unterstützung der
Innenstadtkaufleute. Allerdings ha-
be ich weder von der zuständigen
Wirtschaftsstadträtin Grabner noch
von ihrem Schutzherrn Nagl allzu

viel zu diesem Thema gehört. Wäh-
rend Bürgermeister Stellvertreterin
Rücker mit ihren Verkehrskonzep-
ten ein wirtschaftliches Belastungs-
paket nach dem anderen schnürt,
üben sich Nagl und Co. in dezenter
Selbstversorgung und sind derzeit
eher damit beschäftigt den Nagl
Günstling Nestler bei der Feuerwehr
zu einem neuen Aufgabenbereich zu
verhelfen. 

Derartige Maßnahmen sind ja bei
der ÖVP nicht ungewöhnlich. So ist
in der Vergangenheit Thomas Raja-
kovics neben seiner Tätigkeit als
Gemeinderat im Bürgermeisteramt
untergekommen, sowie sich auch für
Dr. Zinkanell, nach dessen Vertrags-
beendigung bei der Grazer Messe,
ein Betätigungsfeld bei der Stadt
Graz aufgetan hat. Die ÖVP sollte
aber weniger versuchen ihre Günst-
linge und Parteigänger zufrieden zu

stellen, son-
dern vielmehr
k o n k r e t e
Maßnahmen
setzen, denn
die einzige In-
itiative aus ei-
nem ÖVP-Bü-
ro in Bezug
auf die Innenstadt war der von
Stadtrat Rüsch angeregte Rückkauf
der Thalia durch die Stadt, da sich
der ÖVP - nahe Unternehmer Gol-
lenz mit seiner Acoton bei diesem
Projekt deutlich verrechnet hat.

Ich fordere an Stelle von schwarzer
Protektionspolitik mehr Einsatz für
die Bürgerinnen und Bürger sowie
die Grazer Wirtschaftstreibenden,
damit das unvergleichbare Flair un-
serer Innenstadt erhalten bleibt“,
erklärt Gemeinderat Hötzl abschlie-
ßend.

RFW-Bezirksobmann GR Christoph Hötzl fordert: 
Frau Stadträtin Grabner und Bürgermeister Nagl sollen endlich Taten setzen!

Grazer Innenstadt in der Krise! 
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Gerhard Köhldorfer 
Spitzenkandidat

Ich möchte dem RFW beitreten Schicken Sie mir Informationen

Sie arbeiten und arbeiten und verlassen sich
voll auf andere, daß die Ihre Brancheninteres-
sen richtig vertreten. Reine Glückssache, könn-
te man meinen. Bestimmen Sie doch aktiv mit,
was passiert!

Wenn Sie neue Ideen für die Gestaltung der
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Ihrer
Branche haben und diese auch umsetzen wol-
len, dann engagieren Sie sich doch bei uns als
Kandidat für die Wirtschaftskammerwahl
2010.  

Als Kandidat sind Sie nicht Mitglied einer Par-
tei. Handeln Sie jetzt und senden Sie uns un-
tenstehenden Abschnitt oder eine E-Mail!

Sich aufs Glück
verlassen oder 

mitbestimmen?

Ich möchte für meine Branche bei der Wirtschaftskammerwahl 2010 kandidieren, nehmen
Sie mit mir Kontakt auf.

An den 
Ring Freiheitlicher 
Wirtschaftstreibender
Grabenstraße 75
8010 Graz

Ring Freiheitlicher Wirtschaftstreibender (RFW) - Steiermark, Grabenstraße 75, 8010 Graz
Tel.: 0316/773350, Fax 0316/773350-55; office@rfwstmk.at, www.rfwstmk.at

Impressum: Medieninhaber und Herausgeber: Ring Freiheitlicher Wirtschaftstreibender (RFW), Landesorganisation Steiermark, ZVR-Nr.: 028215420, 8010 Graz, Grabenstraße 75, zugl. Anschrift Redak-
tion, Verwaltung, Anzeigen. Druck: Wiesinger, Wels.
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